
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: ja

BGB § 1379

Die Kosten, die dadurch entstehen können, daß die er­
forderlichen Angaben über den Y/ert der Vermögensgegen 
stände des Endvermögens gemacht werden, hat der zur 
Auskunft Verpflichtete jedenfalls in den Fällen zu 
tragen, in denen eine Wertfeststellung durch Sach­
verständige nicht verlangt wird.
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 5. März 1975 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Hauß und die Richter Professor 
Johannsen, Dr. Bukow, Dr. Buchholz und Dr. Hoegen

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 17. Zivilsenats des Kammergerichts in 
Berlin vom 1. März 1974 wird auf seine Kosten 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien sind geschiedene Eheleute, die im Güter­
stand der Zugewinngemeinschaft gelebt haben. Die Klägerin 
begehrt Auskunft gemäß § 1379 BGB. Sie hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, die Werte seiner 
Vermögensgegenstände und Verbindlichkeiten auf 
den 14. Februar 1969 (den Tag der erhobenen Ehe­
scheidungsklage) zu ermitteln und ihr anzugeben.

Dazu hat sie ausdrücklich bemerkt, daß sie eine Wert­
ermittlung durch Einholung eines Sachverständigengutachtens 
nicht verlange. Bei der Wertermittlung handelt es sich um
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die Feststellung des Wertes eines Grundstücksanteils 
des Beklagten und des Wertes seines Handelsunternehmens 
(Industrievertretung).

Der Beklagte ist bereit, dem Verlangen nachzu­
kommen, wenn die Klägerin ihm die entstehenden Kosten 
für die Wertermittlung vorschießt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das 
Kammergericht hat die Berufung des Beklagten zurückge­
wiesen, jedoch die Revision zugelassen.

Entscheidungsgründe:

Die von dem Beklagten eingelegte Revision ist un­
begründet. Das Berufungsgericht hat zutreffend angenommen, 
daß der Beklagte die Erteilung der von der Klägerin ver­
langten Auskunft zur Ermittlung des Wertes seines Vermögens 
nicht davon abhängig machen kann, daß die Klägerin ihm 
dafür zunächst einen Kostenvorschuß leistet. Denn diese 
Kosten fallen allein ihm zur Last.

Bei der Beendigung des Güterstandes der Zugewinnge­
meinschaft hat jeder Ehegatte dem anderen Auskunft über 
den Bestand seines Endvermögens zu erteilen. Dazu muß er 
gemäß § 260 BGB ein Verzeichnis der zum Endvermögen ge­
hörenden Gegenstände vorlegen. § 1379 Satz 2 BGB bestimmt 
weiter, daß der auskunftsberechtigte Ehegatte verlangen 
kann,

a) bei der Aufnahme dieses Verzeichnisses zuge­
zogen zu werden und
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b) daß der Wert der Vermögensgegenstände und 
der Verbindlichkeiten ermittelt wird.

Schließlich gibt § 1379 Satz 3 BGB dem auskunftsbe­
rechtigten Ehegatten das Recht, zu verlangen, daß das Ver­
zeichnis amtlich durch einen Notar oder einen sonst zu­
ständigen Beamten aufgenommen wird. Dann muß er allerdings, 
wie das Gesetz ausdrücklich bestimmt, die dadurch ent­
stehenden Kosten tragen.

§ 1379 BGB ist, wie die Begründung des Gesetzesent­
wurfs der Bundesregierung vom 29. Januar 1954 über die 
Gleichbehandlung von Mann und Frau auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts zu § 1386 des Entwurfs, der mit § 1379 
BGB wörtlich übereinstimmt, ergibt, dem für den Pflicht­
teilsberechtigten geltenden Auskunftsanspruch des § 2314 BGB 
nachgebildet. Diese Bestimmung sieht ganz allgemein vor, 
daß die Kosten der Auskunft dem Nachlaß zur Last fallen.
Eine entsprechende Regelung ist in § 1379 BGB nicht getrof­
fen. Das konnte auch nicht geschehen, da hier nicht Auskunft 
über ein Vermögen zu erteilen ist, auf das und gegen das die 
beteiligten Personen Ansprüche haben, wie es bei der Geltend­
machung von Pflichtteilsansprüchen der Fall ist. § 1379 BGB 
hat deswegen hinsichtlich der Pflicht, Kosten zu tragen, nur 
eine Bestimmung für den besonderen Fall getroffen, daß der 
Berechtigte die Aufnahme eines amtlichen Verzeichnisses ver­
langt. Tut er da,s, dann soll er auch die dadurch entstehen­
den Kosten tragen. Denn er hat sie durch dieses besondere, 
über den allgemeinen Rahmen der Auskunftspflicht hinausge­
hende Verlangen veranlaßt. Dieser für die besondere Kosten­
vorschrift gegebene Grund, führt zu dem Schluß, daß im üb­
rigen jedenfalls die mit der Auskunfterteilung normalerweise 
verbundenen Kosten derjenige Ehegatte zu tragen hat, der die



Auskunft erteilen muß. Das ist eine Last, die notwendig 
mit der ihm allgemein auferlegten Pflicht verbunden ist.
Der im rechtswissenschaftlichen Schrifttum vertretenen 
gegenteiligen Ansicht (so BGB RGR Komm. 10./11. Aufl.
§ 1379 Anm. 26; Erman/Bartholorneyczik BGB 5. Aufl.
§ 1379 Rn. 3; Soergel/Siebert BGB 10. Aufl. § 1379 
Anm. 10 und Dolle, Familienrecht I § 64 VI 2) kann nicht 
gefolgt werden. Ohne eine ausdrückliche, anderslautende 
Gesetzesbestimmung können die im Regelfall durch die Auf­
nahme des Bestandsverzeichnisses und die bloße Wertermitt­
lung entstehenden Kosten nicht dem zur Auskunft Berechtig­
ten auferlegt werden.

Der Ehegatte, der dem Verlangen auf Wertermittlung 
genügen muß, muß dazu so genaue Angaben über Art, Be­
schaffenheit und die Verhältnisse der in Betracht kommen­
den Vermögensgegenstände machen, daß auf ihrer Grundlage 
der Wert des betreffenden Gegenstandes festgestellt wer­
den kann. Es gelten insoweit die Grundsätze, die die 
Rechtsprechung für das entsprechende Verlangen des Pflicht­
teilsberechtigten nach § 2314 BGB aufgestellt hat. Es kann 
sein, daß der zur Auskunft Verpflichtete nicht in der Lage 
ist, selbst die nötigen Angaben zu machen, sondern daß er 
dazu Hilfskräfte, zum Beispiel Buchprüfer oder sonst kauf­
männisch besonders ausgebildete Personen heranziehen muß.
So wird es in der Regel sein, wenn die Aufstellung von Bi­
lanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen erforderlich ist. Die 
dadurch verursachten Kosten muß er tragen. Sie gehören zu 
denen, die noch als normalerweise mit der Auskunftspflicht 
verbunden anzusehen sind.

Eine andere Frage ist, ob er auch die Kosten zu tra­
gen hat, die dadurch entstehen, daß ein Sachverständiger 
ein Gutachten über den Wert der betreffenden Vermögensge­
genstände abgibt. Für die Feststellung des Wertes der zum
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Anfangsvermögen gehörenden Gegenstände hat § 1377 Abs. 2 
Satz 3 BGB eine besondere Bestimmung getroffen. Danach 
kann jeder Ehegatte den Wert der Vermögensgegenstände und 
der Verbindlichkeiten auf seine Kosten durch Sachverstän­
dige feststellen lassen. Diese Vorschrift hat ihren beson­
deren Grund in der Bedeutung, die das Verzeichnis über das 
Anfangsvermögen und die darin enthaltenen Wertangaben für 
einen etwaigen späteren Zugewinnausgleich hat. Wenn ein 
solches Verzeichnis mit hinreichend zuverlässigen Wertan­
gaben nicht gemeinsam aufgestellt wird, wird nach § 1377 
Abs. 3 BGB vermutet, daß das Endvermögen des betreffenden 
Ehegatten seinen Zugewinn darstellt. Der Inhaber des An­
fangsvermögens ist daher in aller Regel in erster Linie 
selbst daran interessiert, dem Verzeichnis seines Anfangs­
vermögens ein solches Gutachten beizufügen. Tut er das, 
dann ist es durchaus gerechtfertigt, ihm die Kosten da­
für anzulasten. Wenn der andere Ehegatte Bedenken gegen 
die Richtigkeit dieses Gutachtens hat, mag er seinerseits 
ein Gutachten einholen. Das geht dann auf seine Kosten, 
da er damit, wenn auch vielleicht nur vorsorglich, seinen 
Interessen dienen will.

Die Bestimmung des § 1377 Abs. 2 Satz 3 BGB hat so­
nach ihren eigenen Grund. Sie kann nicht ohne weiteres ent­
sprechend angewendet werden, wenn es sich darum handelt, 
den Wert des Endvermögens durch einen Sachverständigen 
feststellen zu lassen. Hier ergibt sich zunächst die Frage, 
ob der Auskunftsberechtigte überhaupt ein dahingehendes 
Verlangen stellen kann. Das Gesetz sieht dieses hier, an­
ders als in § 1377 BGB, nicht ausdrücklich vor. Daraus 
folgt, daß zur Feststellung des Wertes des Endvermögens 
grundsätzlich keine Bewertung der Vermögensgegenstände 
durch Sachverständige verlangt werden kann. Dieses Verlan­
gen kann allenfalls in den Fällen gestellt werden, in de-
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nen es auch von einem Pflichtteilsberechtigten unter den­
selben Umständen nach § 2314 BGB geltend gemacht werden 
könnte. Dazu hat die Rechtsprechung den Grundsatz aufge­
stellt, daß die Feststellung des Wertes durch einen geeig­
neten Sachverständigen - hier auf Kosten des Nachlasses - 
verlangt werden kann, wenn andernfalls eine zuverlässige 
Bewertung nicht möglich ist (BGH NJW 75» 258). Ob die da­
durch verursachten Kosten von dem Ehegatten zu tragen 
sind, der dieses Gutachten verlangt, oder ob auch sie zu 
den mit der Auskunftspflicht notwendig verbundenen und 
von dem Verpflichteten zu tragenden gehören, braucht hier 
nicht entschieden zu werden. Denn die Klägerin hat dieses 
Verlangen nicht gestellt.

Dr. Hauß Johannsen Dr. Bukow

Dr. Buchholz Dr. Hoegen
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